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I. Aktuelle Rechtsprechung 
des BAG zur bAV



Der Arbeitgeberzuschuss in Tarifverträgen (1)

 Anwendbarkeit des § 19 Abs. 1 BetrAVG auf „Alt-Tarifverträge“ – siehe BAG
vom 20. August 2024, 3 AZR 286/23 und 3 AZR 285/23, vom 11. März 2025, 3
AZR 53/24, vom 26. August 2025, 3 AZR 31/25, 298/24 und 286/23 und vom
24. Juni 2025, 3 AZR 158/24
Kernaussagen des Gerichts:

 Nach § 19 Abs. 1 BetrAVG kann von den gesetzlichen Regelungen zur
Entgeltumwandlung (§ 1a BetrAVG) auch in Tarifverträgen abgewichen werden,
die bereits vor Inkrafttreten des ersten Betriebsrentenstärkungsgesetzes am 1.
Januar 2018 geschlossen wurden.



Der Arbeitgeberzuschuss in Tarifverträgen (2)

 Durch Auslegung ist zu ermitteln, ob die Regelung zur Entgeltumwandlung in einem
Tarifvertrag abschließend ist.

 Es genügt für eine abschließende Regelung, wenn der Tarifvertrag eigenständig
einen Anspruch auf Entgeltumwandlung ohne Anspruch auf einen
Arbeitgeberzuschuss regelt.

 Eine Regelung zur Umwandlungsmöglichkeit von tariflichen Entgeltansprüchen
oder der Verweis auf den gesetzlichen Anspruch auf Entgeltumwandlung reicht
nicht für eine abschließende Regelung.



Der Arbeitgeberzuschuss in Tarifverträgen (4)

Schlussfolgerungen/Anmerkung:
 Auch Alttarifverträge können eine von § 1a Abs. 1a BetrAVG abweichende

Regelung enthalten.

 Um Unklarheiten in der Zukunft zu vermeiden, sollten die Tarifvertragsparteien
eine von § 1a Abs. 1a BetrAVG abweichende Regelung klar als solche bezeichnen.



Mindestehedauerklauseln (1)
 Mindestehedauerklausel in einer Pensionskassensatzung – BAG vom

22. Oktober 2024, 3 AZR 23/24
Kernaussagen des Gerichts
 Satzungsbestimmungen einer Pensionskasse unterliegen grundsätzlich der AGB-

Kontrolle. Anders ist es, wenn den Satzungsbestimmungen eine maßgebliche,
rechtlich nicht zu beanstandende Grundentscheidung der Tarif-
vertragsparteien zugrunde liegt. Dann gilt die Bereichsausnahme von § 310
Abs. 4 S. 1 und 3 BGB.

 Der Ausschluss von überlebenden Ehegatten aus einer Versorgung im Fall, dass
der verstorbene Mitarbeiter die Ehe innerhalb von drei Monaten vor seinem
Tod geschlossen hat und der Tod nicht durch Unfall eingetreten ist,
benachteiligt die Versorgungsberechtigten nicht unangemessen im Sinne von
§ 307 Abs. 1 S. 1 BGB.



Mindestehedauerklauseln (2)
Schlussfolgerungen/Anmerkungen
 Besonderheit in diesem Fall: Versorgung in der Satzung der Pensionskasse geregelt.

 Im Übrigen fügt sich das Urteil ein in eine Serie von BAG-Urteilen zu
Mindestehedauerklauseln aus letzter Zeit (siehe BAG vom 19.2.2019, 3 AZR 215/18,
vom 21.11.2023, 3 AZR 44/23 und vom 2.12.2021, 3 AZR 254/21). Danach gilt:

 Interessenabwägung bei einer Inhaltskontrolle nach §§ 307 ff. BGB erforderlich.
 Eine einjährige Mindestehedauerklausel in einer betrieblichen Altersversorgung

kann einer Angemessenheitskontrolle nach § 307 Abs. 1 S. BGB standhalten.
Entsprechendes gilt bei einer dreimonatigen Mindestehedauerklausel.

 Entscheidend ist in jedem Fall: Es muss dem Hinterbliebenen die Möglichkeit
eingeräumt werden, dem Verdacht einer Versorgungsehe auszuräumen und das
Vorliegen des Todesfallrisikos im Zeitpunkt der Eheschließung zu widerlegen.



Berechnung einer unverfallbaren Anwartschaft (1)

 Das steuerliche Näherungsverfahren und die maßgebliche Altersgrenze bei der
Berechnung einer unverfallbaren Anwartschaft vor dem 1. Januar 2008 – BAG
vom 11. März 2025, 3 AZR 136/24
Kernaussagen des Gerichts
 Die Berechnung der unverfallbaren Anwartschaft einer Gesamtversorgung

mithilfe des steuerlichen Näherungsverfahrens (§ 2a Abs. 3 BetrAVG) hindert
den Arbeitgeber nicht daran, bei Eintritt des späteren Versorgungsfalls die
Berechnung der gesetzlichen Rente individuell auf Grundlage der tatsächlich
nachgewiesenen sozialversicherungsrechtlichen Entgeltpunkte vor-
zunehmen.



Berechnung einer unverfallbaren Anwartschaft (2)

 Für die in der Berechnung einer unverfallbaren Anwartschaft angenommene
Altersgrenze gilt der Festschreibeeffekt nach § 2a Abs. 1 BetrAVG.
 Bei einer Versorgungszusage mit einer maßgeblichen Altersgrenze 65 und einem

Ausscheiden vor 2008 ist für die Ermittlung des fiktiven Vollanspruchs das 65.
Lebensjahr zugrunde zulegen, auch wenn die Rente erst mit Erreichen der
höheren Regelaltersgrenze in Anspruch genommen werden kann.



Berechnung einer unverfallbaren Anwartschaft (3)

Schlussfolgerungen/Anmerkungen
 Das Näherungsverfahren bei der Berechnung von unverfallbaren Anwartschaften

soll dem Arbeitgeber unzumutbare und aufwendige Rechenoperationen ersparen.
Der Arbeitgeber ist aber nicht daran gehindert, die Berechnung später anhand der
individuellen Entgeltpunkte neu vorzunehmen. Um spätere Streitigkeiten darüber zu
vermeiden, sollte der Arbeitnehmer bei der Berechnung darauf hingewiesen werden.

 Das Urteil bringt hinsichtlich der maßgeblichen Altersgrenze weiter Klarheit. Wenn
die maßgebliche Altersgrenze in der Versorgungsordnung aufgrund rechtlicher
Änderungen nach dem Ausscheiden des Mitarbeiters sich verändert, greift der
Festschreibeeffekt des § 2a Abs. 1 BetrAVG (siehe dazu bereits BAG vom
21.11.2023, 3 AZR 1/23).



Änderung von Konzernzusagen (1)

 Verschlechterung einer konzerneinheitlichen Zusage ‒ BAG vom 2. Juli 2024,
3 AZR 247/23
Kernaussagen des Gerichts
 Wenn eine konzernweit geregelte bAV durch eine neue Konzernbetriebs-

vereinbarung abgelöst werden soll, bestimmt sich das Vorliegen sachlich-
proportionaler Gründe für eine verschlechternde Regelung der noch nicht
erdienten dienstzeitabhängigen Zuwächse nach den tatsächlichen Umständen
und wirtschaftlichen Verhältnissen im Konzern.

 Der Versorgungsschuldner muss vortragen, wegen welcher konkret
konzernweit wirkender wirtschaftlicher Schwierigkeit eine finanzielle
Entlastung des Konzerns interessengerecht war und weshalb die Schmälerung
der künftigen Zuwächse damit nicht außer Verhältnis zum Anlass stand.



Änderung von Konzernzusagen (2)
 Als Beispiel sachlich-proportionaler Gründe verweist das BAG auf eine schon

eingetretene oder prognostizierte
 negative wirtschaftliche Entwicklung des Konzerns oder einzelner

Konzerngesellschaften, die auf den ganzen Konzern ausstrahlen (unterhalb
der Schwelle der Substanzgefährdung)

 negative Entwicklungen des Versorgungssystems aufgrund
unvorhersehbarer Umstände z. B. Mehrbelastungen durch Änderungen im
Recht der gRV oder im Steuerrecht.

 Die Zustimmung des KBR ist nach Ansicht des BAG ein Anzeichen sowohl für
die Angemessenheit der ablösenden Regelung.

 Unter dem Aspekt der Generationengerechtigkeit soll gewürdigt werden,
wenn sich die Betriebsparteien gegen eine Schließung des Versorgungswerkes
entscheiden.



Änderung von Konzernzusagen (3)
Schlussfolgerungen/Anmerkungen
 Das BAG hält grundsätzlich an seiner Drei-Stufen-Theorie fest.

 Für die Rechtfertigungsgründe für Eingriffe auf der 3. Stufe ist bei einer
konzernweiten Regelung auf die wirtschaftlichen Verhältnisse im Konzern (und
nicht auf die des jeweiligen Arbeitgebers) abzustellen.

 Für etwaige spätere Gerichtsstreitigkeiten (im vorliegenden Fall mehrere Jahrzehnte
nach der Neuordnung) ist eine gute Dokumentation der Hintergründe einer
Neuordnung von Versorgungszusagen dringend anzuraten.

 Das BAG führt den Aspekt der Generationengerechtigkeit an, ohne dass klar wird,
inwieweit damit Eingriffe in die 3. Besitzstandsstufe gerechtfertigt werden können.
Hier bleibt eine Fortentwicklung in der Rechtsprechung abzuwarten.



Kündigung einer BV zur bAV (1)

 Wirkung einer Kündigung ‒ BAG vom 26. August 2025, 3 AZR 283/24
Kernaussagen des Gerichts
 Eine uneingeschränkte Kündigung bewirkt, dass das Versorgungswerk für die

nach dem Kündigungstermin eintretenden Arbeitnehmer geschlossen wird.
Auf die Unverfallbarkeit der Anwartschaft zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der
Kündigung kommt es nicht an.

 Weitere Eingriffe in die Versorgung sind nach den Maßstäben der
Verhältnismäßigkeit und des Vertrauensschutzes anhand der Drei-Stufen-
Theorie beschränkt.



Kündigung einer BV zur bAV (2)

Schlussfolgerungen/Anmerkungen
 Eine Kündigung bedarf keines Rechtsgrundes.

 Der persönliche Geltungsbereich einer Zusage, die Leistungsvoraussetzungen und
die Wirkung einer Kündigung einer Betriebsvereinbarung zur bAV sind zu
unterscheiden, um die Wirkung der Kündigung bestimmen zu können.

 Wenn mit einer Kündigung einer Betriebsvereinbarung mehr als nur die Schließung
von Neueintritten gewollt ist, sollte dies klar kommuniziert und in das
Kündigungsschreiben aufgenommen werden.



Übernahme von Versorgungszusagen (1)

 Insolvenzschutz von übernommenen Zusagen ‒ BAG vom 6. Mai 2025, 3 AZR 
130/24
Kernaussage des Gerichts
 Nach § 7 Abs. 5 S. 3 Nr. 2 BetrAVG ist ein Anspruch gegen den PSVaG bei

einem Sicherungsfall innerhalb von zwei Jahren nach der Übertragung von
Zusagen ausgeschlossen, soweit der Übertragungswert die
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (Anm.:
2026: 101.400 EUR p.a.) übersteigt. Auch Zusagen, die nach § 4 Abs. 2 Nr. 1
BetrAVG übernommen werden, sind Zusagen im Sinne dieser Vorschrift, die den
PSVaG innerhalb von zwei Jahren nach der Übernahme nicht zur
umfassenden Sicherung verpflichten.



Übernahme von Versorgungszusagen (2)
Schlussfolgerung/Anmerkungen
 Der eingeschränkte PSVaG- Schutz nach § 7 Abs. 5 S. 3 BetrAVG auch bei der

Übernahme einer Zusage kann zu Aufklärungspflichten des Arbeitgebers
führen. Vertraglicher Insolvenzschutz entsprechender Anwartschaften ist zu
überlegen.

 Das BAG hat offengelassen, ob § 7 Abs. 5 S. 3 BetrAVG für Fälle des
Betriebsübergangs gilt. Aber: § 7 Abs. 5 S. 3 BetrAVG wurde 2004 eingeführt im
Zusammenhang mit neuen Regelungen zur Portabilität in § 4 BetrAVG (siehe BT-
Drucks. 15/2150, S. 54). Es sind keine Anhaltspunkte dafür erkennbar, dass der
Gesetzgeber diese Regelung auch auf § 613a BGB anwenden wollte.



Anpassung von Versorgungsleistungen
 Möglichkeit der 1% Anpassung ‒ BAG vom 25. November 2025, 3 AZR 91/25

Kernaussage des Gerichts
 Eine Zusage auf eine jährliche 1% Anpassung nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG

kann eine Anpassungsprüfung und – entscheidung nach § 16 Abs. 1 und 2
BetrAVG nur dann ersetzen, wenn die laufenden Leistungen auf einer Zusage
beruhen, die der Arbeitgeber nach dem 31. Dezember 1998 neu und unabhängig
von einer etwaigen bereits bestehenden Zusage erteilt hat.

Schlussfolgerung/Anmerkung:
 Eine Überführung von Initialbausteinen in eine andere Zusage oder eine

Neustrukturierung einer Zusage ändert das Datum der ursprünglichen
Zusageerteilung nicht. Für die Übergangsvorschrift des § 30c Abs. 1 BetrAVG
ist das ursprüngliche Zusagedatum weiterhin entscheidend.



II. Wesentliche Änderungen 
durch das BRSG II



BRSG II – Einführung und Inkrafttreten

 Das „Zweite Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und zur
Änderung anderer Gesetze“ wurde am 5. Dezember 2025 vom Bundestag
beschlossen (BT-Drucks. 21/1859, 21/3085).

 Am 19. Dezember 2025 hat der Bundesrat dem zugestimmt (BR-Drucks. 724/25).

 Das Gesetz wurde am 21. Januar 2026 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht .

 Die meisten Regeln treten am Tag nach der Verkündigung in Kraft (Art. 18 Abs. 1 des
BRSG II).



BRSG II – Erleichterung von Abfindung bAV (1)

 Erhöhung der Bagatellgrenzen für Abfindungen (§ 3 Abs. 2 S. 1 BetrAVG n.F)
Einseitige Abfindung ist künftig zulässig, wenn

 laufende Leistung bei Erreichen der vorgesehenen Altersgrenze 1,5% (bislang
1%) der monatlichen BBG nach § 18 SGB IV nicht übersteigen [für 2026: 59,33
EUR Rente (bislang: 39,55 EUR)] bzw.

 bei Kapitalleistungen 18/10 (bislang12/10) der monatlichen BBG nach § 18
SGB IV nicht übersteigen würde [für 2026: 7.119 EUR Kapital (bislang: 4.746
EUR)]

Achtung: Überschreiten der Grenze führt zur Unzulässigkeit der gesamten
Abfindung!



BRSG II – Erleichterung von Abfindung bAV (2)

 Erweiterte Abfindungsmöglichkeit bei Übertragung auf gRV (§ 3 Abs. 2a
BetrAVG n.F.)
 Mit Zustimmung des Arbeitnehmers besteht eine Übertragungsmöglichkeit des

Abfindungsbetrages auf die gRV, wenn der Monatsbetrag der aus der
Anwartschaft resultierenden laufenden Leistung bei Erreichen der vorgesehenen
Altersgrenze 2%, bei Kapitalleistungen 24/10 der monatlichen Bezugsgröße nach
§ 18 SGB IV nicht übersteigen würde

 Der Abfindungsbetrag ist sozialversicherungsfrei und steuerlich flankiert (§ 3
Nr. 55c EStG).

Achtung: Etwaige Beratung durch Arbeitgeber nach etwaigen Optionen (z. B:
Abfindung auf gRV oder Aufrechterhaltung der Anwartschaft etc.) muss richtig und
vollständig sein!



BRSG II – Vorzeitige Inanspruchnahme bAV
 Vorzeitige Inanspruchnahme bAV auch bei gesetzlicher Teilrente

 Neuregelung von § 6 BetrAVG:

„Einem Arbeitnehmer, der die Altersrente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung als Vollrente in Anspruch nimmt, sind auf sein Verlangen
nach Erfüllen der Wartezeiten und sonstiger Leistungsvoraussetzungen
Leistungen der bAV zu gewähren.“

 Siehe auch Änderung in § 232 Abs. 1 Nr. 2 des VAG bzgl. Pensionskasse.
Anmerkungen:
■ Ausscheiden als Leistungsvoraussetzung für vorgezogene Altersrente bAV kann

weiterhin vereinbart werden (siehe BT-Drucks. 21/1859 S. 34).

■ Neue Herausforderungen für Arbeitgeber: Vergütung und bAV Leistungen zur
gleichen Zeit?



BRSG II – Änderung für Wertguthaben

 Das Wertguthaben kann nur bis zum Ablauf des Erreichens der
Regelaltersgrenze in Anspruch genommen werden (§ 7 c Abs. 1 S. 1 SGB IV).

 Der Bezug einer vorzeitigen Altersrente führt nicht zum Störfall (§ 23b Abs. 2 S.
4 und § 7c Abs. 1 Nr. 2 a SGB IV).

Anmerkungen:
 Weiternutzung eines Wertguthabens bis zur Regelaltersgrenze neben

gesetzlicher Teilrente und/oder Weiterbeschäftigung denkbar.
 Die begrenzte Nutzung nur bis zur Regelaltersgrenze passt nicht zu sonstiger

Förderung von Rentnerbeschäftigung durch den Gesetzgeber (siehe z. B:
Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen, Aktivrente).



BRSG II – Änderung Optionsrecht
 Neue Regelung des § 20 Abs. 3 BetrAVG n.F.:

Optionssysteme können ohne tarifvertragliche Grundlage in einer
Betriebsvereinbarung geregelt werden, wenn
 Entgeltansprüche nicht und auch nicht üblicherweise in einem

einschlägigen Tarifvertrag geregelt sind und
 der Arbeitgeber zusätzlich zu den Vorgaben nach Abs. 2 mindestens 20% des

umgewandelten Entgelts als Arbeitgeberzuschuss hinzugibt.
Anmerkungen:
 Kleiner Anwendungsbereich der Neuregelung.
 Betriebe ohne Betriebsrat können keine Optionsmodelle einführen.
 20% Arbeitgeberzuschuss auch, wenn der Arbeitgeber keine

Sozialversicherungseinsparungen hat.



BRSG II – Stärkung des Sozialpartnermodells (1)

 Mögliche Vereinbarung der Anwendung eines einschlägigen 
Sozialpartnermodells
 Neufassung des § 24 Abs. 1 BetrAVG: 

„Nichttarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer können die Anwendung der
eines einschlägigen tariflichen Regelung Sozialpartnermodells vereinbaren.“  

Anmerkungen:
 Gesetzgeberisches Ziel: Tarifverträge über ein Sozialpartnermodell sollen 

innerhalb des dort definierten Anwendungsbereichs auch auf nichttarifgebundene 
Arbeitsvertragsparteien Anwendung finden können (siehe BT/Drucks. 21/1859 S. 
37).

 Fraglich, ob diese für leitende Angestellte und außertarifliche Mitarbeiter besteht 
(siehe dazu auch aba-Positionspapier Stand 8.8.2025).



BRSG II – Stärkung des Sozialpartnermodells (2)

 Möglichkeit zur Vereinbarung eines nicht einschlägigen 
Sozialpartnermodells
 Neuregelung in § 24 Abs. 2 BetrAVG

„Die Anwendung eines nicht einschlägigen Sozialpartnermodells können 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbaren, wenn

1. ein für das Arbeitsverhältnis einschlägiger Tarifvertrag dies eröffnet 
oder

2. die das Sozialpartnermodell tragende Gewerkschaft nach ihrer 
Satzung für das Arbeitsverhältnis tarifzuständig ist.“



BRSG II – Stärkung des Sozialpartnermodells

Anmerkungen:
 § 24 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG setzt eine tarifvertragliche Regelung („Andock-

Tarifvertrag“) voraus. 

Beispiel: Metall-Sozialpartner stimmen per Tarifvertrag der Teilnahme am 
Chemie Sozialpartnermodell zu.

 § 24 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG eröffnet einen weiten Anwendungsbereich.
Beispiel: Sozialpartnermodelle, die ver.di im Energiebereich und bei den Banken 

abgeschlossen hat, sind danach auch für andere Branchen offen, für die 
ver.di satzungsgemäß zuständig ist, wie den Handel, Versicherungen 
oder IT-Branche (siehe BT-Drucks. 21/1859, S. 37).



BRSG II – Stärkung des Sozialpartnermodells (3)

 Keine Haftung der Sozialpartner bei einer mangelhaften Beteiligung (§ 21 Abs. 2 
S. 2 BetrAVG n.F.)

 Übertragungsmöglichkeit auf andere Versorgungseinrichtung (§ 22 Abs. 3 S. 2 
BetrAVG n. F.)

 Flexible Abfindungsregelungen durch Sozialpartner (§ 22 Abs. 4 S. 3 BetrAVG n. 
F.)



BRSG II – Weiteres in Kürze (1)
 Neues zum PSVaG:

 Digitalisierung der Kommunikation mit PSvAG (§ 9 Abs. 1 S. 1 BetrAVG n. F.);

 Klarstellung bzgl. Rechtübertragung einer Unterstützungskasse (§ 9 Abs. 3
BetrAVG n.F.);

 Automatisierte Beitragsbescheide (§ 10 Abs. 5 BetrAVG) und
 Neue Abfragemöglichkeit des PSVaG (§ 11 Abs. 1 S. 3 BetrAVG n. F. und § 11

Abs. 1 S. 4 BetrAVG n. F.)



BRSG II – Weiteres in Kürze (2)
 Fortführungsmöglichkeit von Versicherung zur Durchführung der Entgeltumwandlung

im Fall des ruhenden entgeltlosen Arbeitsverhältnisses (§ 212 VVG n.F.):
 Ausweitung für Umwandlungen in eine prämienfreie Versicherung ab dem 1. Juli

2026 (Art. 18 Abs. 3 BRSG II)

 Anhebung der Geringverdienerförderung:
 Erhöhung der Einkommensgrenze ab 2027 auf (dynamische) Grenze von 3%

der BBG West ab 2027,
 Erhöhung des Förderrahmens (förderfähige Arbeitgeberbeitrag wird auf bis zu

1.200 EUR pro Jahr angehoben (statt bisher 960 EUR) und

 Erhöhung des Förderbetrags: maximale steuerliche Förderbetrag steigt von
bisher 288 EUR auf bis zu 360 EUR pro Jahr (30% von 1.2000 EUR).



Ausblick

 Evaluierungsvorbehalt des § 30a BetrAVG
 Der „große Wurf“, eine umfassende Reform der Alterssicherung, steht noch aus.

 Siehe die Forderungen und Thesen des Eberbacher Kreises zu einer 
grundlegenden Änderung des Betriebsrentenrechts auf Homepage des Eberbacher
Kreis (https://eberbacher-kreis.de/downloads/)
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